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Referat von Giancarlo Marchi

bei der Delegiertenversammlung der IG Metall Aalen
Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen,

ich möchte mich in erster Linie bei der IG Metall Aalen ganz herzlich für ihre Einladung bedanken. Ein besonderes Dankeschön gilt dem Bevollmächtigten Roland Hamm und seinem Stellvertreter Josef Mischko und unserem gemeinsamen Freund Di Croce Bernardino, der dafür sorgt, dass wir uns inhaltlich und sprachlich verstehen können.

Die Diskussion um prekäre Beschäftigung und Arbeitsbedingungen hat nur dann eine Chance, wenn wir in Europa, aber ganz besonders in Italien, einsehen, dass sich die Welt der Arbeit und ihre Hauptdarsteller, nämlich die ArbeitnehmerInnen, mitten in einem großen Prozess der Zerschlagung und Reduzierung von Arbeitnehmerrechten sowie dem permanenten Abbau von Schutzbestimmungen befinden.

In Zusammenhang mit den technologischen und kulturellen Veränderungen, die die Beschäftigungsgrundlage Italiens bilden, erleben wir auch die Zerstückelung des Arbeitsmarktes und der Arbeitskonditionen. 

Auf dem Arbeitsmarkt geschieht dies durch eine Vielzahl von Bestimmungen in den Arbeitsverträgen, die die Einkommen der ArbeitnehmerInnen sehr stark senken und die Arbeitsbedingungen verschlechtern. Dieses findet sowohl in der privaten Industrie als auch im Bereich des öffentlichen Dienstes in Italien statt.

Bei der Arbeit wird die prekäre Lage durch Standortwechsel, Arbeitszeit, Arbeitsorganisation, Abspaltungen und Verselbständigung von Betriebsteilen herbeigeführt.

In den Jahren der Mitte-Rechts-Regierung, bekannt als Berlusconi-Regierung, wurden Bestimmungen eingeführt, die dazu führten, dass Beschäftigte mit prekären Arbeitsverhältnissen, folglich also schwächere ArbeitnehmerInnen, gettoisiert wurden, statt sie in das soziale Gefüge des Betriebes zu integrieren.

In Italien haben wir damit nach vielen Jahren der Auseinandersetzung und kleinen Schritten der Verbesserung in Richtung Beschäftigungssicherung, Sicherheit am Arbeitsplatz und Schutzregeln für die Beschäftigten einen deutlichen Rückgang erlebt. Zum Teil konnte dieser Rückgang auch erfolgen, weil die Gewerkschaft ihre „Überwachungsfunktion“ vernachlässigt hat. Maßgeblich war jedoch die fehlende Kontrollfunktion der Aufsichtsbehörden und die Gesetzesänderung.

Die direkten Folgen dieses kulturellen, produktiven, sozialen und normativen Prozesses sind zur Zeit folgende:

· Eine sehr große Unsicherheit im Bereich der Beschäftigung, die auch eine große soziale Unsicherheit erzeugt.

· Eine Spaltung der Gesellschaft durch die fehlende soziale Kohäsion und eine Zunahme der Illegalität in den verschiedensten Formen.

· Eine Verarmung der Arbeit, der Kompetenzen und der Qualifikationen.

· Eine Verringerung des Wissens und der Ausbildung, die zu Lasten der Innovation und Qualität der Produkte geht.

· Eine Herabsetzung der Fähigkeit und der Effizienz der öffentlichen Einrichtungen mit einer Minderung der Qualität der Dienstleistungen.

· Ein Runterfallen im Bereich der Sicherheit am Arbeitsplatz und ein Aushöhlen der demokratischen Instrumente zum Zwecke der kollektiven Regelungen im Betrieb und in der Region.

Zusammengefasst bedeutet diese Entwicklung in Italien:

Eine Ablehnung der Gewerkschaften in der Gestaltungsfunktion in der Welt der Arbeit.

Wir, die Gewerkschaften, sind im Gegenteil der festen Überzeugung und treten deshalb dafür ein, dass die Welt der Arbeit zu ihrer Einheit und zu ihrer Bedeutung, folglich zu ihrer Hauptrolle im gesellschaftlichen Leben zurückfinden muss.

Es muss deutlich gemacht werden, dass jeder Arbeitnehmer und jede Arbeitnehmerin - sei es in Dauer- oder befristeter Beschäftigung - auch wenn die Arbeit noch so arm ist und die Arbeitnehmer/Innen leicht auswechselbar - in den Genuss der Interessenvertretung kommen und menschenwürdig behandelt werden muss.

Dafür tritt die FIOM-CGIL ein und dafür wurde der Verhandlungsweg mit dem Ziel, zumindest Teile der heutigen prekären Beschäftigungen aufzuheben, eingeschlagen.

Leider sind wir in Italien in eine politische Situation hineingerutscht, die alles wieder in Frage stellen kann und den schwierigen Weg der Mitte-Links-Regierung von Romano Prodi mit den kleinen Schritten nach vorne  zunichte machen kann.

Die von der Mitte-Rechts-Regierung (von Berlusconi) verabschiedete Gesetzgebung in diesem Zusammenhang hatte den Unternehmern in Italien bis zu 40 unterschiedliche Modelle der prekären bzw. atypischen Beschäftigung beschert. Die Beschäftigungskonditionen reichen bis zu Arbeit auf Abruf oder Vermietung an andere Unternehmern.

Das ist der Grund, warum wir Gewerkschaften die Forderung nach einem neuen Solidaritätspakt in der Zivilgesellschaft gestellt haben.

Wir sind der Auffassung, dass wir in Italien einen Pakt mit der Zivilgesellschaft brauchen, bei dem die Qualität der Arbeit und die Qualität der Arbeitsbedingungen ein unzertrennlicher Bestandteil eines ebenfalls qualitativen Wirtschaftssystems wird, so dass wir der Herausforderung der Globalisierung begegnen können.

Übrigens! Das ist dasselbe Ziel, das der frühere Präsident der Europäischen Kommission Delor mit seinem Weißbuch, leider ohne großen Erfolg, angeregt hat.

Es ist weder ein Zufall noch Unfähigkeit, dass sich die frühere Berlusconi-Regierung an die Zerschlagung der geregelten Arbeitsverhältnisse gemacht hat.

Das Ziel des Mitte-Rechts-Blockes in Italien ist ein Gesellschaftsmodell, bei dem die Interessen der Unternehmer Vorrang haben sollen, so dass sich Italien auf dem globalisierten Markt behaupten kann.

In diesem Gesellschaftsmodell ist kein Platz für die Belange der ArbeitnehmerInnen, ihre Rechte, ihre Sicherheit und ihre Interessenvertretung.

Sie werden als eine Behinderung der Wettbewerbsfähigkeit gesehen und entsprechend bekämpft.

Unter prekärer Beschäftigung in Italien soll man sich nicht allein die Leiharbeit und die zeitlich befristeten Arbeitsverhältnisse vorstellen. Laut beschönigter Statistiken haben knapp mehr als 11 Prozent der gesamten Beschäftigten ein Arbeitsverhältnis auf Zeit. Bei den abhängig Beschäftigten sind dies schon über 13 Prozent.

Die Zahlen sagen allerdings nur die halbe Wahrheit, um den Eindruck zu wecken, nicht weit vom Durchschnitt der Europäischen Union und folglich nicht so dramatisch zu sein.

Fakt ist jedoch, dass zur Zeit 50 Prozent der neu abgeschlossenen Arbeitsverhältnisse für ArbeitnehmerInnen unter 30 Jahren zeitbefristet sind.

Zu dieser Art der prekären Beschäftigung kommen noch die so genannten „Scheinselbständigen“ hinzu, die in Italien 27 Prozent ausmachen, während es im europäischen Durchschnitt nur 14 Prozent sind.

Nicht zuletzt kommt die Zahl derer, die schwarzarbeiten. Diese Zahl ist nicht zu quantifizieren. Sie ist aber gewiss nicht klein!

Darüber hinaus haben wir diejenigen ArbeitnehmerInnen, die prekär sind durch die Bedrohung der Verlagerung, der Betriebsschließung und in strukturschwachen Regionen.

Also abgesehen von Zahlen in Italien muss von der reellen Situation ausgegangen werden. In Italien ist ein Prozess der Verarmung auf hohem Niveau im Gange. 

Dies bestreitet niemand mehr. Vielleicht nur eine Zahl als Beispiel: Von 2001 bis 2006 sind die Einkommen der sogenannten „Autonomen“, also Freiberufler, um 13 Prozent gestiegen. Die Einkommen der abhängig Beschäftigten dagegen nur um 0,3 Prozent mit dem Ergebnis, dass die Schere zwischen Reichen und Armen immer größer wird.

Ich muss euch hier sicher keinen langen Vortrag halten, um euch zu verdeutlichen, dass prekäre Beschäftigung heißt, dass sich die Unsicherheit und die Angst, die daraus resultiert, auf die ganze Welt der Arbeit und auf das sozialen Leben überträgt, mit der Folge, dass auch diejenigen, die formell ein unbefristetes Arbeitsverhältnis und einen stärkeren Kündigungsschutz besitzen, von der Unsicherheit und der Angst mit erfasst werden.

Der Tatbestand, dass die Menschen fast nur noch ausschließlich als prekär Beschäftigte den Zugang zum Arbeitsmarkt finden, macht die anderen, die Umgebung und die Gesellschaft prekär.

Deshalb ist die große Unsicherheit in der Beschäftigung ein Geschwür unserer Zeit.

Die prekäre Beschäftigung zu bändigen ist keine leichte Aufgabe. So wie es nicht leicht war, die drastischen Veränderungen der Organisation der Arbeit am Beginn des vergangenen Jahrhunderts durch den Taylorismus zu regeln.

Wir haben jedoch nicht die Wahl! Wir müssen es versuchen!

Ich bin der festen Überzeugung, dass die Bekämpfung der pekären Arbeitsverhältnisse eine lange Phase der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung prägen wird, bis eine neue Phase der Rechte und Beteiligung der ArbeitnehmerInnen erreicht wird.

Der Weg ist gekennzeichnet. Die Diskussion ist eröffnet und auch das Europäische Parlament musste sich die Fragen stellen lassen, an welches soziale Modell man sich in der von der Globalisierung geprägten Welt heranwagen soll.

Die sogenannte Flexicurity, zu Deutsch „Flexibilität und Sicherheit“, wird mit Sicherheit das Thema der Gewerkschaften in Europa für die nächsten Jahre, wenn nicht die nächsten Jahrzehnte sein.

Wir müssen zusammen mit anderen gesellschaftlichen Kräften  versuchen, dass die EU nicht nur ein Wirtschaftsprojekt, sondern auch eine Gemeinschaft mit dem Konsens zu bestimmten sozialen Grundwerte, wird.

Einer davon ist, zum Beispiel der Arbeitsmarkt, der die Grundsätze des Rechts auf Arbeit, der sozialen Sicherheit und der Menschenwürde zu erfüllen hat.

Damit mit dem Begriff der Flexibilität und Sicherheit nicht Verwirrung in den Staaten der EU gestiftet wird, müssen wir sehr genau definieren, welche Flexibilität und welche Sicherheit gemeint sind.

Und damit ein Konsens erzielt werden kann, müssen wir Gewerkschaften uns schon mit den Elementen befassen, die eine moderne Wirtschaft mit kleinen und großen Betrieben in der globalisierten Welt benötigt und entsprechend handeln.

Dafür muss die Wirtschaft Sicherheit und humane Einkommens- und Arbeitsbedingungen gewährleisten sowie Prozesse der Ausbildung, Qualifizierung und Weiterbildung verbessern, erweitern und bereichern, die nun unentbehrlich für die Beschäftigungssicherung der heutigen Zeiten geworden sind.
Prekäre Beschäftigung hat mit Flexibilität gar nichts zu tun. Deshalb haben wir in Italien versucht, auch auf Ebene der Gesetzgebung wie in der Zeit der Prodi-Regierung und mit der Änderung des sogenannten Gesetzes 30 das Schlimmste zu verhindern. Das Gesetz hatte einen wahren Supermarkt der Arbeitskonditionen generiert.

Die FIOM hat zusammen mit der CGIL zur Eindämmung der prekären Arbeitsverhältnisse eine Verhandlungsoffensive gestartet.

Sowohl durch die nationalen wie auch durch die betrieblichen Verhandlungen werden folgende Ziele verfolgt:

· Die Zahl der Leiharbeitskräfte und der befristeten Arbeitsverhältnisse zurückzuschrauben.

· Höchstquoten zu vereinbaren, die nicht überschritten werden dürfen. 

· Die Einführung von Kontrollmechanismen.

· Für die dezentralisierten Betriebsteile und für Aufträge, die an andere Firmen vergeben werden, soll die Hauptfirma bzw. die Muttergesellschaft die Haftung für die Einhaltung der Vereinbarung tragen. 

Wir sind der Auffassung, dass wir nun genauer prüfen müssen, was tatsächlich notwendig ist und wie die ArbeitnehmerInnen auch Vorteile davon haben können.

Dazu ein Beispiel: In den letzten 10 Jahren haben die ArbeitnehmerInnen in Italien ohne Gegenleistung auf Einkommen, Rechte und Sicherheit verzichten müssen. Sie haben also den Unternehmern Geld und Entscheidungsmacht zurückgegeben, und die Unternehmer haben nicht mal die Gelegenheit genutzt, den Verzicht der ArbeitnehmerInnen in Technologie- und Produktinnovation oder in Forschung, Entwicklung und Qualitätsverbesserung umzuwandeln. 

Wir wollen versuchen, diesen Prozess umzukehren. Wir wollen Maßnahmen mitgestalten und mitragen, aber sie müssen dazu führen, dass auch die ArbeitnehmerInnen z.B. durch Arbeitsplatzsicherung, Qualifizierung, Unfallschutz, geregelte und feste Arbeitsverhältnisse, bessere Bezahlung usw. entsprechend eine Gegenleistung erhalten.

Das Thema der Forschung, der Entwicklung, der Innovation, der zeitgemäßen Ausbildung und der menschenwürdigen Arbeitsbedingungen sind Grundelementen der modernen und demokratischen Gesellschaft.

Sie sind in der italienischen Verfassung verankert und auch wichtige Grundwerte der Europäischen Union.

Deshalb betrachten wir es als unsere Verpflichtung dafür einzutreten und alle diejenigen zu bekämpfen, die davon ausgehen, dass man auch auf dem alten Kontinent Arbeitskonditionen wie in den Entwicklungsländer etablieren und aus uns prekäre und zukunftslose Menschen machen könnte.

Wir wissen, dass es nicht leicht sein wird. Aber wenn wir Gewerkschaften in Europa nicht jede fürs sich kämpft, sondern die Kräfte bündeln, haben wir eine gute Chance!

Ich will mit den Worten von Osama Barak enden:

Yes we can!    Ja, wir können es schaffen!

